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Ansiedlungvon
Firmennimmtab
Wirtschaftsförderung Wieviele
Ansiedlungen von Unterneh-
men wurden durch die Stiftung
Wirtschaftsförderung Luzern
im vergangenen Jahr begleitet
und wie viele Arbeitsplätze da-
durchgeschaffen?Für2024 lau-
tet die Antwort darauf 21 und
184. Damit waren es deutlich
wenigerAnsiedlungenals inden
Jahren2023 (24) oder 2022 (25)
undsowenigwie seit 2020nicht
mehr, als 19 Ansiedlungen be-
gleitet wurden.

DieGründe fürdiesenRück-
gang liegen gemäss der Wirt-
schaftsförderung in den «geo-
politischenundwirtschaftlichen
Unsicherheiten» des vergange-
nen Jahres. Auch Direktor Ivan
Buck bestätigt dies: «Wirt-
schaftlich betrachtet war 2024
keineinfaches Jahr. Insbesonde-
re die exportorientierte Indus-
trie hatte mit einem globalen
Nachfragerückgang zu kämp-
fen.Dazukamendie internatio-
nalen Konflikte und die Wäh-
rungsschwankungen, die den
Unternehmen zu schaffen
machten.»Trotzdemhättenvie-
leLuzernerFirmeneingutesbis
sehr gutes Jahr hinter sich.

Ein rundum positives Fazit
des vergangenen Jahres zieht
Erwin Steiger, Präsident des
Stiftungsrats: «Der Kanton Lu-
zern hat sich 2024 prächtig
entwickelt:Wir sindeinbegehr-
ter Wohn- und Arbeitsort, die
Wirtschaft floriert und schafft
neue Arbeitsplätze, was zu
WachstumundhöherenSteuer-
einnahmen führt.» (mha)

Spenden
fürBlatten
Luzern DerKantonLuzernzeigt
sich solidarisch mit der vom
BergsturzgetroffenenGemeinde
Blatten im Lötschental. Als Zei-
chenderUnterstützungstelltder
RegierungsrateineMillionFran-
ken Soforthilfe zur Verfügung.
Auch die Stadt Luzern sowie die
Katholische Kirche im Kanton
Luzernspenden:Soüberwiesdie
Stadt20’000FrankenfürdieBe-
troffenen der Naturkatastrophe,
dieKirchezahlt30’000Franken
direkt andieGemeinde. (rem)

KommissionnimmtRegierung indiePflicht
DiePlanungs- undFinanzkommission stellt Anträge zur Planung vonErträgen.Und siewill Vorstösse pendent halten.

Lukas Nussbaumer

DerLuzernerKantonsratbefasst
sich indernächstenSessionvon
Mitte Juni mit dem 424 Seiten
starken JahresberichtderLuzer-
ner Regierung. Die Planungs-
undFinanzkommissionhatdies
bereits getan–undsiewirdwäh-
rend der Debatte neun Anträge
stellen,wiedieStaatskanzlei am
Donnerstagmitteilte.

So soll die Regierung in
ihremneuen und sich derzeit in
Erarbeitung befindenden Auf-
gaben- und Finanzplan (AFP)
für die Jahre 2026 bis 2029 kei-
neGewinnausschüttungen der

SchweizerischenNationalbank
(SNB) einplanen. Darauf hat
die Exekutive schon im jetzt
noch gültigen Planwerk ver-
zichtet. Gleichzeitig hat sie an-
gedeutet, dass die Chance von
SNB-Geldern für die Kantone
gegenEnde der Planungsperio-
de zunehmen dürfte.

Aufzeigen soll dieRegierung
imnächstenAFPauch,welchen
Einfluss einWegfall der gesam-
ten Mehreinnahmen aus der
OECD-Mindestbesteuerung
odergrosserTeiledavonaufden
Finanzhaushalt hätte. Erst An-
fang Woche hat die Regierung
ihre Prognosen zu den erwarte-

ten OECD-Zusatzerträgen für
das nächste Jahr um 100 auf
300 Millionen Franken nach
unten korrigiert.

LohnfürSpital-Chefbleibt
aufPendenzenliste
Mehr InformationenvonderEx-
ekutive verlangt die von Ruedi
Amrein (FDP, Malters) präsi-
dierte Kommission zudem zu
denBudgets jenerAufgabenbe-
reiche, die gegenüber dem vor-
herigen AFP erhöht wurden.
Grund: In der Vergangenheit
habe es «grosse Unterschiede»
bei der Nennung der Ursachen
vonAbweichungen gegeben.

Nicht einverstanden ist die 17
Mitglieder zählende Planungs-
und Finanzkommission mit der
Regierung insechsFällenbeider
AbschreibungvonMotionenund
Postulaten, die vom Kantonsrat
bereits behandelt und damit er-
ledigtwurden.DieKommission
beantragt etwa,dasPostulatdes
ehemaligenSP-KantonsratsDa-
vid Roth über die Begrenzung
derLöhnevonVerwaltungsrats-
mitgliedern in Organisationen
mit Aktienmehrheiten des Kan-
tons sei nicht abzuschreiben.

Rothverlangtdarin, dassder
Verwaltungsratspräsident des
Luzerner Kantonsspitals oder

der Luzerner Kantonalbank bei
einem 100-Prozent-Pensum
nicht mehr verdienen darf als
einMitgliedderRegierung.Das
sind derzeit 282’500 Franken.
ObwohlderKantonsratdasPos-
tulat erheblich erklärt hat, ver-
zichtet die Regierung in ihrer
jüngst veröffentlichten Eigner-
strategie für die Kantonalbank
auf eineNennungderMaximal-
grenze – im Gegensatz zum Sa-
lärdesBank-CEO.Undauchder
oberste strategischeSpital-Chef
sollmehr verdienen, als im gut-
geheissenenVorstossund inder
geltenden Eignerstrategie ver-
ankert ist.

TiefereSteuernfürUnternehmer
Tausende Firmeneigner zahlen zu hoheVermögenssteuern, finden 50Kantonsräte.Nun soll die Regierung handeln.

Lukas Nussbaumer

Wer den jüngsten Vorstoss des
Wolhuser Mitte-Kantonsrats
Guido Roos liest, reibt sich als
Nichttreuhänder oder Nicht-
steuerexpertin verwundert die
Augen: Die Regierung soll die
Kompetenzerhalten,den fürdie
Bewertung von Wertpapieren
ohneKurswert relevantenKapi-
talisierungszinssatz jährlichneu
festzulegen. Dafür brauche es
eineAnpassungder kantonalen
Steuerverordnung, schreibt der
seit 2015 im Kantonsrat politi-
sierende Roos. Heute stützen
sich die Steuerbehörden auf
eine rechtlichnicht verbindliche
Empfehlung der Schweizeri-
schen Steuerkonferenz, die re-
gelmässigKapitalisierungszins-
sätze veröffentlicht.

Was kompliziert tönt, hat
grosseundauch fürNicht-Fach-
leute nachvollziehbare Auswir-
kungen: Mit anderen Kapitali-
sierungszinssätzen sinken die
Unternehmenswerte, welche
die Basis für die Vermögens-
steuer der Besitzerinnen und
Besitzer vonFirmenbilden.Das
führt zu tieferen Vermögens-
steuern – und reduziert bei
ÜbernahmendenVerkehrswert,
also denVerkaufspreis.

Tausendevon
Firmenbetroffen
BasisdesVorstosses ist eineAna-
lyse, die laut Guido Roos von
Unternehmern mit 20 bis 150
Angestellten aus verschiedenen
Branchen, dem KMU- und Ge-
werbeverband des Kantons Lu-
zern, Treuhändern und Steuer-
experten sowie einer Gruppe
von bürgerlichen Kantonsräten
erstellt wurde. Sie alle sind zum
Schlussgekommen,dassdieak-
tuelle Bewertungspraxis des
Kantonszu«unrealistischhohen
Unternehmenswerten» führt.

Diese wiederum betreffen
Tausende vonFirmen, denndie
wenigsten der knapp 30’000
juristischen Personen im Kan-
ton Luzern sind börsenkotiert.
Es geht also um einen Schrei-
nerbetrieb mit fünf Angestell-
ten, eine Sanitärinstallationsfir-
mamit 30Mitarbeitenden oder
ein seit Generationen in Fami-
lienbesitz stehendes und um

eineNachfolgeregelung ringen-
des grösseresUnternehmenmit
beispielsweise 150 beschäftig-
ten Personen.

Wettbewerbsnachteile
verringern
Relevant ist das Postulat von
Roosauchdeshalb,weildieUm-
setzung eine aktuelle Wettbe-
werbsverzerrung verringern
würde. Inhabergeführte KMU
sindheute durchdie hohenVer-
mögenssteuern gegenüber Ge-
nossenschaftenmitAnteilschei-
nenohneSteuerwertwieMigros
oderCoopbenachteiligt.Genau-
sogegenüberFirmenmitEigen-
tümern im Ausland und Unter-
nehmen im Besitz der öffentli-
chenHandwieCKWoderAxpo.

Dazu erschwert die aktuelle
Praxis Familiennachfolgen und
Mitarbeiterbeteiligungen und
fördertdenVerkaufanausländi-
sche oder imBesitz der öffentli-
chen Hand stehende Firmen,
welche höhere Preise zahlen
können.FamilieninterneVerein-
barungen mit Preisen deutlich

unterhalb des Verkehrswertes
werdenvondenSteuerbehörden
lautRoos«nämlichnichteinfach
akzeptiert, auch wenn oft für
beide Seiten zufriedenstellende
Regelungengefundenwerden».

Ausfälle imzweistelligen
Millionenbereich
Wie hoch die Steuerausfälle für
denKantonunddieGemeinden
bei derUmsetzungdesVorstos-
ses wären, ist schwierig abzu-
schätzen, weil mehrere Fakto-
renmitspielen.Dazugehört der
Kern des Postulats, also die
Höhe des Kapitalisierungszins-
satzes. Mitentscheidend sind
auch der wirtschaftliche Erfolg
der Unternehmen und die Zahl
der Besitzerwechsel. Es dürfte
sich pro Jahr aber umeine Sum-
me im tiefen zweistelligen Mil-
lionenbereich handeln.

Konkreter sindFallbeispiele.
So haben Roos und die an der
Analyse mitwirkenden Perso-
nen berechnet, welche Auswir-
kungeneinandererZinssatz auf
ein erfolgreiches Luzerner

Unternehmenmit 30Angestell-
ten hätte. Basis war der Wert,
dender imVorstoss zitierteVor-
zeigekantonThurgauanwendet.
Das Resultat ist eindrücklich:
Die Besitzer der LuzernerMus-
terfirmawürdenbei derVermö-
genssteuer jährlich um etwa
10’000Franken entlastet.

AlsKantongrundsätzlich
attraktiv, aber ...
Dieser substanzielleBetrag führt
zurFrage,obLuzern fürFirmen-
besitzerinnen und Firmenbesit-
zer imWiderspruchzudenstark
sprudelndenSteuererträgenvon
juristischen Personen und zu
denvielenNeuansiedlungenein
steinigesPflaster ist.GuidoRoos
verneint: «Wir sind sowohl für
Privatpersonen als auch für
Unternehmen grundsätzlich at-
traktiv.BeiderVermögenssteuer
habenwir aber imVergleichmit
anderen Kantonen Handlungs-
bedarf.Darumsetzenwirandie-
semPunkt an.»

Mit «wir» meint der Ge-
schäftsführerdesGemeindever-

bands Region Luzern West 48
weitere Kantonsratsmitglieder
aus seinerMitte-Partei, derFDP,
der SVPundderGLP.DieChan-
cen auf eine Überweisung des
kürzlicheingereichtenPostulats
sind also sehr gut.

Fragen lässt sich auch, war-
um es Roos sowie der einfluss-
reiche KMU- und Gewerbever-
band nicht geschafft haben, die
Behörden von einer Anpassung
ihrer Praxis zu überzeugen und
stattdessen ein Postulat einrei-
chen. Roos: «Wir haben ver-
schiedene Gespräche geführt.
Sie haben aber nicht zum ge-
wünschten Ergebnis geführt.
Darum habe ich mich für einen
Vorstoss, mein grundsätzlich
letztesMittel, entschieden.»Ein
BlickaufdieListederMotionen,
Postulate und Anfragen bestä-
tigt Roos’ Credo:Das langjähri-
ge Mitglied der Planungs- und
Finanzkommission, das seit
zwei Jahren inderVerkehrs- und
Baukommissionmitwirkt, hat in
zehn Jahren nur gerade 13 Vor-
stösse eingereicht.

Geht es nach fast 50 bürgerlichen Mitgliedern des Luzerner Kantonsrats, soll die Regierung für nicht börsenkotierte Firmen Steuererleichte-
rungen beschliessen können. Bild: Boris Bürgisser (18. 6. 2024)

Rückzonungen
angeordnet
Altbüron Die Gemeinde Alt-
büron wehrt sich seit Jahren
gegen die Rückzonungen ihrer
zu grossen Bauzonen– trotz
mehrfacherAufforderungendes
Kantons hat sie diese nicht vor-
genommen. Der Regierungsrat
ermächtigte daher 2022 das
Bau-,Umwelt- undWirtschafts-
departement (BUWD), die
Rückzonungenmit einerTeilre-
vision derNutzungsplanung er-
satzweise vorzunehmen.

Wie er nun in einer Mittei-
lung schreibt, hat er die vom
BUWD beantragten Rückzo-
nungsflächenauf insgesamtacht
Grundstücken und die Anpas-
sung des Bau- und Zonenregle-
ments der Gemeinde angeord-
net. Einsprachen hätten entwe-
dererledigtwerdenkönnenoder
seienabgewiesenworden. (fmü)


